
zierungen. Mit einen Inves-
titionsprogramm für Länder 
und Gemeinden in einer 
Größenordnung von rund 
10 Milliarden Euro setzt die 
Große Koalition ganz we-
sentlich auf neue, nachhal-
tige Zukunftsinvestitionen, 
z.B. in Schulen, Hochschu-
len, Kindergärten, Kranken-
häuser, in den Städtebau 
und in Verkehrsinfrastruk-
tur.  

Die Union verliert dabei die 
Haushaltskonsolidierung 
nicht aus den Augen und 
macht sich für die Veranke-
rung einer „Schulden-
bremse“ im Grundgesetz 
stark.  

Die Länder sind aufgeru-
fen, sich an der Umsetzung 
einer in den Grundzügen 
für Bund und Länder ver-
bindlichen Schuldenregel 
zu beteiligen. Mit diesem 
Maßnahmenpaket werden 
wir gestärkt aus der Krise 
hervorgehen.  

Ihr und Euer 

Liebe Parteifreunde, liebe 
Mitstreiter, sehr geehrte 
Damen und Herren! 

Die globale Wirtschaftskri-
se stellt Deutschland wie 
die internationale Staaten-
gemeinschaft insgesamt 
vor eine gewaltige Heraus-
forderung. Die weltweite 
Rezession droht viele Ar-
beitsplätze in Gefahr zu 
bringen, mit besonderen 
Folgen für den Exportwelt-
meister Deutschland. Es ist 
gut, dass der deutsche 
Staat jetzt aus einer Positi-
on der Stärke handeln 
kann. Die unionsgeführte 
Große Koalition hat mit 
einer soliden Finanzpolitik 
und mit beschäftigungs-
schaffender Wirtschaftspo-
litik dafür gesorgt, dass uns 
heute in der Krise nicht die 
Hände gebunden sind.  

Unsere Wirtschaft ist stark, 
deutsche Produkte sind 
weltweit wettbewerbsfähig. 
In den letzten drei Jahren 
sind über 1,5 Millionen 
sozialversicherungspflichti-
ge Arbeitsplätze entstan-
den. Die sozialen Siche-
rungssysteme und die öf-
fentlichen Haushalte sind 
durch die Strukturreformen 
der vergangenen Jahre kri-
senfester gemacht worden. 
Jetzt kommt es darauf an, 
entschlossen zu handeln 
und Arbeit und Beschäfti-

gung zu sichern. Deutsch-
land soll aus der Krise stär-
ker heraus kommen, als es 
hineingeht.  

Bund, Länder und Kommu-
nen werden deshalb in ei-
nem außergewöhnlichen 
finanziellen Kraftakt ein 
Impulspaket auf den Weg 
bringen, wie es so konzent-
riert und koordiniert noch 
nie in der Geschichte der 
Bundesrepublik geschehen 
ist. Mit einer deutlichen 
Entlastung der Bürger bei 
Steuern und Abgaben wer-
den wir die Binnennachfra-
ge stärken.  

Von der Anhebung des 
Grundfreibetrags, den tarif-
lichen Entlastungen und 
der Reduzierung des ein-
heitlichen Krankenversi-
cherungsbeitrages profitie-
ren nahezu alle Beschäftig-
ten. Familien profitieren 
darüber hinaus von einer 
Einmalzahlung von 100 
Euro pro Kind. Unterneh-
men werden durch niedri-
gere Lohnnebenkosten 
entlastet und erhalten 
durch Bürgschaftsprogram-
me in einem Volumen von 
100 Milliarden Euro leichte-
ren Zugang zu Fremdfinan-
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Das Bundeskabinett hat 
am 14. Januar 2009 eine 
Umweltprämie von 2500 
Euro beschlossen, die ge-
zahlt wird, wenn ein Altfahr-
zeug verschrottet und ein 
neuer Wagen gekauft und 
zugelassen wird. Folgende 
Eckpunkte stehen jetzt 
fest: 

1. Die vorgesehenen Fi-
nanzmittel in Höhe von 1,5 
Mrd. Euro stellen die Ober-
grenze dar. Die Mittelvertei-
lung erfolgt erschöpfend 
nach der Reihenfolge der 
Antragseingänge. Die admi-
nistrativen Abwicklungskos-
ten sind aus den 1,5 Mrd. 
Euro aufzubringen. 

2. Stichtag ist der 14. Janu-
ar 2009 für Kauf und Erst-
zulassung des Neuwa-
gens/für Kauf und Zulas-
sung des Jahreswagens. 

Die Laufzeit endet am 
31.12.2009. 

3. Begünstigtenkreis: Na-
türliche Personen, die zu-
letzt das Altfahrzeug über 
die Dauer von mindestens 
einem Jahr auf ihren Na-
men in Deutschland zuge-
lassen hatten. Entschei-
dend ist die Personeniden-
tität zwischen Altfahrzeug-
halter und dem Zulasser 
des Neu- oder Jahreswa-
gens. 

4. Altwagen: mindestens 9 
Jahre alter Pkw, d.h. die 
Erstzulassung des Fahr-
zeugs muss vor dem 
14.01.2000 stattgefunden 
haben. 

5. Neufahrzeug: Fahrzeug, 
das zum ersten Mal und in 
Deutschland zugelassen 
wird und mindestens die 
Euro 4 Norm erfüllt. 

6. Jahreswagen: ist ein 
Pkw, der längstens ein Jahr 
auf einen in Deutschland 
niedergelassenen Kfz-
Händler oder Kfz-Hersteller 
zugelassen war. 

7. Verschrottung: Verwer-
tungsnachweis im Zeitraum 
von 14.01. bis 31.12.2009 
durch anerkannten Demon-
tagebetrieb gem. Altfahr-
zeugverordnung. 

8. Dokumente:  

• Original des Verschrot-
tungsnachweises eines 
anerkannten Demontage-
betriebs 

• Nachweis der Zulassung 
des Alt- und des Neufahr-
zeugs auf den Antragsteller 

9. Verfahren: Antragsbe-
rechtigter ist der Erwerber 
des Neufahrzeugs. Er kann 

Umweltprämie: Zehn Punkte, die man jetzt wissen muss 

mit der Beantragung auch 
den Händler beauftragen. 
Der Antrag wird vom Bun-
desamt für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
entgegengenommen, bear-
beitet und beschieden.  

10. Missbrauchsvorkehrun-
gen: Durch entsprechende 
Ausformulierung der För-
derrichtlinie ist der Miss-
brauchsanfälligkeit vorzu-
beugen bei gleichzeitiger 
Sicherstellung eines mög-
lichst unbürokratischen 
und schnellen Verfahrens. 
Beim Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle 
ist ab sofort eine Telefon- 
Hotline geschaltet. Dort 
w e r d e n  u n t e r 
06196/908470 weitere 
Fragen beantwortet. 

www.bafa.de 
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Bürokratieabbau — Mittelstand entlastet 

führt, die Kosten für Doku-
mentations- und Informati-
onspf l ichten messbar 
macht. Zudem wurde der 
Normenkontrollrat gegrün-
det, ein unabhängiges Gre-
mium, das sämtliche Ge-
setzentwürfe bereits im 
Gesetzgebungsverfahren 
auf Bürokratiekosten hin 
überprüft. Somit können 
bereits im Vorfeld überflüs-
sige Kosten vermieden wer-
den. Bisher konnten bereits 
über 300 Informations- und 
Dokumentationspflichten 
abgeschafft werden. Mit 
den 23 Maßnahmen des 
Dritten MEG werden vor 
allem kleine und mittlere 
Betriebe entlastet. Die Ver-
einfachung der Handwerks-
zählung über 460.000 
selbständige Betriebe, de-
nen wir damit jährlich anfal-
lende Kosten in Höhe von 
24 Mio. Euro, mit den Än-
derungen im Gewerberecht 
wurde eine Kostenerspar-
nis von rund 70 Millionen 
Euro erzielt. Das sind be-
trächtliche Summen, aber 
es könnte noch mehr sein, 
auch wenn es schwierig ist. 
Vieles ist heute in irgendei-

ner Form digital vorhanden. 
Gerade hier liegt noch eine 
Menge Potenzial. Das gilt 
für alle Ministerien, beson-
ders für das Bundesfinanz-
ministerium. Leider ist die 
Bereitschaft zum Bürokra-
tieabbau dort bisher nicht 
sehr ausgeprägt. Dabei 
stammen 60 Prozent der 
Steuerfachliteratur weltweit 
aus Deutschland - ein Re-
kord, auf den wir nicht stolz 
sein können. Darum brau-
chen wir besonders in die-
sem Bereich dringend Ver-
einfachungen und wir wer-
den dies in der nächsten 
Legislaturperiode intensiv 
angehen müssen. 

Die technischen Möglich-
keiten des digitalen Zeital-
ters bieten uns viele Mög-
lichkeiten für eine Vereinfa-
chung und eine Entschla-
ckung gewohnter Verfah-
ren. All diese Verfahren gilt 
es, weiter zu entwickeln 
und die technischen Vor-
aussetzungen so zu opti-
mieren, dass EGovernment 
letztlich zum Synonym wird 
für eine bürgerfreundliche, 
moderne Verwaltung. Denn 

nur so sparen wir in den 
Verwaltungen viel Bürokra-
tie ein, und das ist vor al-
lem ein Gewinn für die Bür-
gerinnen und Bürger, de-
nen wir viel Papierkram 
ersparen. Wir haben uns 
am Anfang dieser Legisla-
turperiode ein ehrgeiziges 
Ziel gesetzt, nämlich die 
Bürokratiekosten bis 2012 
insgesamt um 25 Prozent 
und bis Ende 2009 bereits 
um 12,5 Prozent abzusen-
ken. Das entspricht einer 
Kostenentlastung um rund 
6 Mrd. Euro. Mit den bisher 
umgesetzten Maßnahmen 
haben wir bereits ein Ein-
sparvolumen von rund 3,5 
Mrd. Euro erreicht. Wenn 
alle initiierten Gesetzesvor-
haben in Kraft getreten 
sind, werden bis Ende die-
ses Jahres Unternehmen 
und Verwaltungen um rund 
7 Mrd. Euro Bürokratiekos-
ten entlastet. Wir sind also 
auf einem guten Weg. Aber 
wir können noch mehr tun, 
um Unternehmen und Bür-
gerinnen und Bürger zu 
entlasten. Wir setzen damit 
Kräfte frei, die dieses Land 
gerade jetzt dringend 
braucht.  

Bürokratie kostet Zeit, Bü-
rokratie kostet Geld. Beides 
sind entscheidende Fakto-
ren für die Wettbewerbsfä-
higkeit unseres Landes. 
Deswegen haben sich die 
Bundesregierung und die 
Koalitionsfraktionen vorge-
nommen, Bürokratie so 
weit wie möglich abzubau-
en. Damit helfen wir den 
Firmen direkt, Arbeitsabläu-
fe effizienter zu gestalten 
und so kostensparender zu 
arbeiten. Gerade in der 
momentanen Wirtschaftsla-
ge ist Bürokratieabbau dar-
um besonders wichtig, 
denn es ist Win-Win-Politik: 
sie kostet den Staat kein 
Geld, aber sie spart den 
Unternehmen, den Verwal-
tungen und den Bürgern 
viele unnötige Kosten. 

Das Dritte Mittelstandsent-
lastungsgesetz ist eine der 
Maßnahmen des Regie-
rungsprogramms für Büro-
kratieabbau und bessere 
Rechtsetzung, das im Früh-
jahr 2006 gestartet ist. 
Damit wurde erstmals eine 
standardisierte Methode 
für Bürokratieabbau einge-
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fraktion sagt klar, dass dies 
für sie Mittel zweiter Wahl 
sind. Aber als Element ei-
nes Sicherheitsnetzes bei 
extremen Marktstörungen 
sind Exporterstattungen 
aktuell notwendig, um Wäh-
rungsdisparitären aus-
zugleichen und das Weg-
brechen eines ganzen Pro-
duktionszweiges zu verhin-
dern. Befürchtungen, dass 
diese Maßnahmen zulasten 
von Bauern in Entwick-
lungsländern gehen, wer-
den sich nicht bewahrhei-
ten. 

Ziel der Union ist es, eine 
flächendeckende Landbe-
wirtschaftung in Deutsch-
land zu erhalten. Dies si-
chert lebenswerte ländliche 
Räume und ein vielfältiges 
Angebot regionaler Speziali-
täten. Nur wenn die Pro-
duktion von Nahrungsmit-
teln durch die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit im 
Land erhalten wird, können 
wir international unsere 
hohen Standards in Tier-
schutz oder Umweltschutz 
einfordern und durchset-
zen. Wir lassen es nicht zu, 
dass unsere hohen Produk-
tionsstandards von Interes-
sengruppen, die damit ihr 
Geschäft betreiben, mies 
gemacht werden. In der 
aktuellen Diskussion um 
die Stabilisierung der Agrar-
konjunktur setzt die Union 

auf mittel- und langfristig 
wirksame Maßnahmen. 
Dazu gehört die Einführung 
einer Risikoausgleichsrück-
lage, um große Preis- und 
E r t r a g s s c h w a n k u n g e n  
leichter auszugleichen. Dar-
über hinaus setzen wir uns 
für zusätzliche Mittel in der 
Gemeinschaf tsaufgabe 
Agrarstruktur und Küsten-
schutz (GAK) ein, um ein-
zelbetriebliche Investitio-
nen zu fördern und den in 
einigen Regionen vorhan-
den Investitionsstau aufzu-
lösen.  

Nicht populistische Forde-
rungen sind das Gebot der 
Stunde, sondern eine ernst-
hafte Prüfung von Möglich-
keiten, die die Auswirkun-
gen der Finanzkrise und 
des aktuellen Preisverfalls 
auf die einzelnen Betriebe 
verringern können. Dazu 
gehört auch die von der 
Union schon oft vorge-
brachte Forderung nach 
einer Anpassung der Agrar-
dieselbesteuerung. Hier 
besteht dringender Hand-
lungsbedarf. 

Nur wenn für die Land- und 
Agrarwirtschaft faire Wett-
bewerbsbedingungen ge-
schaffen werden, ist sie in 
der Lage, ihren notwendi-
gen Beitrag zur Sicherung 
der Welternährung und zu 
Sicherstellung der Energie-

versorgung zu angemesse-
nen Preisen zu leisten. Die 
hohe Qualität der Produkte 
der deutschen Ernährungs-
wirtschaft ist beeindru-
ckend. Sie genießen daher 
international einen hervor-
ragenden Ruf. Wir setzen 
uns für eine Stärkung der 
Verbraucherinformation 
beim Einkauf von Lebens-
mitteln durch eine klare 
und verständliche Kenn-
zeichnung auf den Verpa-
ckungen ein, u. a. durch die 
Angabe der Gesamtkalorien 
auf der Vorderseite. 

D i e  s o  g e n a n n t e  
"Ampelkennzeichnung" ist 
und bleibt für die Union 
reine Alibipolitik und eine 
Entmündigung des Verbrau-
chers. In Bezug auf die Ver-
meidung von Problemen 
beim Umgang mit Alkohol, 
insbesondere bei Jugendli-
chen, setzt die Union auf 
die Einhaltung der beste-
henden Gesetze und auf 
präventive Maßnahmen. 
Wichtigstes Element ist 
dabei die Zusammenarbeit 
zwischen Elternhaus, Schu-
len und Gastronomie. Steu-
ererhöhungen, weiterge-
hende Verbote oder Ein-
schränkung der Werbung 
sind für uns die falsche 
Antwort auf die aktuellen 
Herausforderungen. 

Anlässlich des traditionel-
len Rundgangs der AG Er-
nährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz auf 
der Internationalen Grünen 
Woche machten Politiker 
der CDU/CSU -Bundestags-
fraktion deutlich, dass die 
Union auf Seiten der Land-, 
Agrar- und Ernährungswirt-
schaft steht. Die Union hält  
Kurs in der Agrarund Ernäh-
rungspolitik. UBG und 
Waldgesetz sind mit der 
Union nur zu machen, 
wenn damit keine weiteren 
bürokratischen Belastun-
gen für die Landwirtschaft 
verbunden sind. Besonders 
im Milchmarkt haben wir 
uns klar positioniert: 

Die Quotenregelung wird 
2015 auslaufen. Die nächs-
ten Jahre müssen dazu 
genutzt werden, den Quo-
tenausstieg zu begleiten 
und die Wettbewerbsfähig-
keit der deutschen Milch-
bauern und der Milchwirt-
schaft zu verbessern, auch 
mit den Mitteln aus der im 
Rahmen des Health Check 
vereinbarten höheren Mo-
dulation. Darüber hinaus 
muss die Union alle Maß-
nahmen nutzen, die ihr  
nach den geltenden Regeln 
der WTO zur Verfugung ste-
hen, wie z. B. die Interventi-
on oder die Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen. Die 
C D U / C S U - B u n d e s t a g s -

Potential ländlicher Räume für den Tourismus nutzen 
Sachverständigen hoben 
übereinstimmend die wich-
tigen wirtschaftlichen Im-
pulse sowie das große Po-
tential dieser Urlaubsform 
für ländliche Räume hervor.  

Dabei sind die besondere 
Erlebnisqualität, Naturnähe 
und Authentizität wichtige 
Alleinstellungsmerkmale, 
insbesondere gegenüber 
touristischen Massenzielen 
im Ausland. Auf große Zu-
stimmung stießen die For-
derungen des Koalitionsan-
trages „Bauernhofurlaub 
und Landtourismus weiter 

che Rahmen noch besser 
ausgeschöpft werden. Bei 
den Rundfunkgebühren 
sollten flexiblere Regelun-
gen für die saisonale Ab-
meldung und bei der bisher 
getrennten Berechnung von 
Gästezimmern und Ferien-
wohnungen angestrebt 
werden. Weiterhin wurde 
von allen Sachverständigen 
erneut die Sommerferienre-
gelung 2011 bis 2017 kriti-
siert, die die Belange der 
Tourismuswirtschaft und 
der erholungssuchenden 
Bevölkerung nicht genü-
gend berücksichtigt. 

In dieser Woche fand eine 
Öffentliche Anhörung des 
Tourismus -Ausschusses 
zum Thema „Urlaub auf 
dem Bauernhof und Land-
tourismus – Chance zur 
Stärkung ländlicher Räu-
me“ statt. Der Vorsitzende 
der Arbeitsgruppe Touris-
m u s  d e r  C D U / C S U -
Bundestagsfraktion und die 
zuständige Berichterstatte-
rin machten deutlich, dass 
Landtourismus und Bau-
ernhofurlaub einen wichti-
gen Beitrag zur Attraktivität 
des Tourismusstandortes 
Deutschland leisten. Die 

fördern, ländliche Räume 
nachhaltig stärken“. Dem-
nach sollte das Urlaubsseg-
ment Bauernhof- und Land-
tourismus durch die Deut-
sche Zentrale für Tourismus 
(DZT) intensiver überregio-
nal und international ver-
marktet und eine Qualifizie-
rung von Anbietern über 
das Deutsche Seminar für 
Tourismus (DSFT) unter-
stützt werden.  

Im Rahmen der Regelungen 
zur Außenbereichsnutzung 
(§ 35 Baugesetzbuch) sollte 
der vorgegebene gesetzli-

POLITIK AKTUELL  1/2009  
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Zahlen, Fakten, Wissenswertes 
nicht mit einem Einbruch 
der Exporte. Auch hinsicht-
lich der Beschäftigungslage 
zeigten sie sich zuversicht-
lich: Lediglich 13 Prozent 
der Firmen erwarten Entlas-
sungen am ostdeutschen 
Standort.  

Erwerbstätigkeit Älterer hat 
deutlich zugenommen: In 
den letzten zehn Jahren ist 
die Erwerbstätigenquote 
der 55- bis 64-Jährigen 
deutlich gestiegen: Waren 
im Jahr 1997 nur 
37,7 Prozent dieser Alters-
gruppe erwerbstätig, so 
sind es heute bereits 
51,5 Prozent. In keiner an-
deren Altersgruppe hat die 
Erwerbstätigkeit so deutlich 
zugenommen. Damit liegt 
Deutschland deutlich über 

dem Durchschnitt der EU-
Länder von 44 Prozent und 
erfüllt bereits heute die im 
Lissabon-Prozess für das 
Jahr 2010 vereinbarte Ziel-
quote von 50 Prozent. Aus-
schlaggebend für die positi-
ve Entwicklung ist neben 
dem höheren Bildungsni-
veau vor allem die demo-
graphische Entwicklung: 
Die Anzahl der 60- bis 64-
Jährigen geht seit etwa fünf 
Jahren zurück. Gleichzeitig 
steigt der Anteil der 55- bis 
59-Jährigen als Folge der 
geburtenstärkeren Jahrgän-
ge an. Für 55-Jährige be-
trug die Erwerbstätigenquo-
te im Jahr 2007 noch 
73,2 Prozent, für die Grup-
pe der 60-Jährigen lag sie 
mit 47,1 Prozent deutlich 
darunter. 

anderen besonders schwe-
ren Unglücksfällen, z. B. 
terroristischen Anschlägen, 
zur Verfügung stehen. Das 
Gesetz eröffnet zudem die 
Möglichkeit zentraler Koor-
d in ie rungsmaßnahmen 
durch den Bund auf Ersu-
chen und im Einvernehmen 
mit den betroffenen Län-
dern. Das operative Krisen-
management verbleibt in 
jedem Fall bei den Län-
dern. Es wird hier kein ope-
ratives Weisungsrecht des 
Bundes gegenüber Landes-
behörden geben. Die ver-
fassungsmäßige Zuständig-
keitszuweisung bleibt un-
verändert. 

In zweiter und dritter Le-
sung wurde das Zehnte 
Gesetz zur Änderung des 
Atomgesetzes  debattiert, 
mit dem der personelle 
Sabotageschutz in diesem 
Bereich an die veränderte 
Beurteilung der Sicherheits-
lage angepasst wird. Zu-
dem regelt der Gesetzent-
wurf die Anwendung der 
atomrechtlichen Vorschrif-
ten für Anlagen des Bundes 
zur Endlagerung radioakti-
ver Abfälle und legt als 
Konsequenz aus dem Sta-
tusbericht des Niedersäch-
sischen Ministeriums für 

Umwelt und Klimaschutz 
zur Schachtanlage Asse 
den Übergang der Betrei-
berfunktion vom Helmholtz 
Zentrum München auf das 
Bundesamt für Strahlen-
schutz fest.  

Es erfolgte die zweite und 
dritte Lesung des Gesetzes 
zum Schengener Informati-
onssystem der zweiten Ge-
neration (SIS-II-Gesetz). 
Das Gesetz passt die natio-
nalen Rechtsvorschriften 
an die Verordnung und den 
Beschluss des Europäi-
schen Parlaments und des 
Rates über die Errichtung, 
den Betrieb und die Nut-
zung des Schengener Infor-
mationssystems der zwei-
ten Generation an. Die An-
passung erfolgt durch die 
Erklärung der Anwendbar-
keit des Ratsbeschlusses 
für Deutschland, die Aufhe-
bung einiger Artikel des 
Gesetzes zu dem Schenge-
ner Übereinkommen und 
die Überführung der ent-
sprechenden Vorschriften 
in die Fachgesetze. Die 
Ausschreibungsbefugnisse 
werden den geänderten 
europäischen Vorschriften 
angepasst. 

In erster Lesung wurde das 

Gesetz zur Verfolgung der 
Vorbereitung von schweren 
staatsgefährdenden Ge-
walttaten behandelt. Mit 
dem Entwurf werden drei 
neue Straftatbestände im 
Bereich der Terrorismusbe-
kämpfung geschaffen. Un-
ter Strafe gestellt werden 
soll künftig die Vorberei-
tung einer schweren staats-
gefährdenden Gewalttat, 
die Anleitung zur Begehung 
solcher Taten und das Auf-
nehmen von Beziehungen 
zu einer terroristischen 
Vereinigung in der Absicht, 
sich in der Begehung sol-
cher Straftaten unterwei-
sen zu lassen. Hinzu 
kommt die Änderung von 
aufenthaltsrechtlichen Vor-
schriften, die es ermögli-
chen sollen, Ausländer, die 
solche Delikte begehen, 
auszuweisen oder ein Ein-
reiseverbot zu verhängen. 
Zudem werden die Vor-
schriften weiterer Rechts-
vorschriften im Bereich der 
Bekämpfung der Terroris-
m u s f i n a n z i e r u n g 
(Geldwäschegesetz, Kredit-
wesengesetz, Zollfahn-
dungsdienstgesetz, Versi-
cherungsaufsichtsgesetz) 
an die neue Rechtslage 
angepasst. 

In erster Lesung behandel-
te der Bundestag das Ge-
setz zur Sicherung von Be-
schäftigung und Stabilität 
in Deutschland . Mit einem 
umfangreichen Maßnah-
menpaket wollen wir die 
Bürgerinnen und Bürger 
entlasten und dadurch die 
Kaufkraft erhöhen. Mit der 
Verlängerung des Kurzar-
beitergeldes und der Förde-
rung von Qualifikation be-
kämpfen wir die Arbeitslo-
sigkeit und stellen sicher, 
dass den Unternehmen in 
Deutschland auch nach der 
Krise gut ausgebildete 
Fachkräfte zur Verfügung 
stehen. Umfangreiche 
staatliche Investitionen in 
Bildung und Infrastruktur 
stärken den Standort 
Deutschland und sorgen 
dafür, dass wir gestärkt aus 
der Krise hervorgehen wer-
den. 

In zweiter und dritter Le-
sung wurde das Zivilschutz-
gesetzänderungsgesetz  
behandelt, mit dem sicher-
gestellt wird, dass den Län-
dern die Ressourcen, die 
der Bund für den Zivil-
schutz vorhält, auch bei 
Naturkatastrophen und 

erwartete Entwicklung auch 
für die anderen Industrie-
nationen aus. Lediglich 
Belgien muss mit einer In-
flationsrate von mehr als 
2 Prozent in diesem Jahr 
rechnen. 

Standort Ostdeutschland 
bleibt attraktiv: Trotz der 
Krise beurteilen ostdeut-
sche Unternehmen mit aus-
ländischen oder westdeut-
schen Investoren die Aus-
sichten für das laufende 
Jahr überwiegend positiv. 
36 Prozent von ihnen er-
warten für 2009 keine Ver-
änderung der Investitionen, 
33 Prozent rechnen mit 
einer Zunahme und nur 23 
Prozent gehen von einem 
Rückgang aus. 95 Prozent 
der Unternehmen rechnen 

Stabile Preise erwartet: 
Experten rechnen damit, 
dass die Inflation im laufen-
den Jahr bei knapp einem 
Prozent liegen wird. Damit 
würde die Kaufkraft im We-
sentlichen konstant blei-
ben. Bereits im November 
letzten Jahres war die Infla-
tionsrate deutlich gesun-
ken. In der ersten Jahres-
hälfte 2008 hatte die Infla-
t i o n  d a g e g e n  b e i  
3,3 Prozent gelegen. Aus-
schlaggebend für die ho-
hen Preissteigerungen wa-
ren vor allem die hohen 
Preise für Energie und Roh-
stoffe gewesen. Mit Eintrü-
bung der weltweiten Kon-
junktur sind jedoch auch 
die Verbraucherpreise wie-
der gesunken. Ähnlich wie 
in Deutschland sieht die 
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„Wir wollen Sachsen stark machen!“ 

Drei Fragen an Stanislaw Tillich 

DRESDEN AKTUELL  
DIE CDU IN SACHSEN 

Stanislaw Tillich im Ge-
spräch mit Matthias Held 
(CDU-Onlineredaktion) 

Am 17. Januar 2009 be-
stimmten die Landesvertre-
ter der Sächsischen Union 
ihre Kandidaten für die 
Europa-, Bundestags- und 
Landtagsliste. Nach rund 
12 Stunden stand die Rei-
hung fest. Im Anschluss 
f r a g t e  d i e  C D U -
Onlineredaktion Stanislaw 
Tillich nach seiner Einschät-
zung. 

Die Landeslisten finden Sie 
unter: http://www.cdu-
sachsen.de/de/WA2009/ 

Lesen Sie hier das Inter-
view mit Stanislaw Tillich: 

Onlineredaktion: Sie wur-
den mit 99 Prozent als Spit-
zenkandidat zur Landtags-
wahl gewählt. Anders, als 
es im Vorfeld vermutet wur-
de, hielten sich die Ände-
rungen bei den einzelnen 
Listenplätzen in Grenzen. 
Sind Sie zufrieden? 

Stanislaw Tillich: Ich freue 
mich über das Ergebnis. 
Die Landesvertreterver-
sammlung ist dem Vor-
schlag des Landesvorstan-
des mehrheitlich gefolgt. 
Wir haben mit einem ge-
schlossenen Auftreten die 
Partei gestärkt. Das schafft 
Vertrauen bei den Men-
schen, die bei den künfti-
gen Herausforderungen auf 
eine starke Mannschaft 
bauen. Die Sächsische Uni-
on will mit den Bürgerinnen 
und Bürgern Sachsen wei-
ter stark machen! Ich glau-
be, wir haben am Samstag 

ein deutliches Zeichen ge-
geben. 

Onlineredaktion: In Ihrer 
Rede zu den Delegierten 
warnten Sie vor einem Kon-
junkturprogramm auf  
Pump. In Bund und den 
Ländern wird gerade heftig 
darüber diskutiert, wie weit 
der Staat mit seinen Hilfs-
maßnahmen gehen kann. 
Kommt die Warnung bei 
Ihrer Partei an? 

Stanislaw Tillich: Mit dem 
Konjunkturpaket müssen 
wir Maßnahmen mit Augen-
maß beschließen. Wenn wir 
jetzt viel Geld in die Hand 
nehmen, dann soll es vor 
allem dazu dienen, den 
Finanzmarkt wieder stärker 
aufzustellen. Diese und alle 
weiteren Maßnahmen dür-
fen nicht zu Lasten kom-
mender Generationen ge-
hen. Das heißt, wir müssen 
aufpassen, dass wir jetzt 
nicht ungebremst in die 
Schuldenfalle tappen. Ge-
rade vor diesem Hinter-
grund freue ich mich, dass 
auf unser Liste neben vie-
len erfahrenen Politikern 
auch eine beachtliche Zahl 
junger Mitstreiter zu den 
Wahlen antreten. Sie wer-
den darauf achten, dass 
wir mit den Konjunkturpro-
grammen keine Dauer-
Hypotheken aufnehmen, 
bei denen niemand abse-
hen kann, wann sie wieder 
abgetragen werden. 

Onlineredaktion: In Ihrer 
Rede sprachen Sie vom 
„Chancenland Sachsen“. 
Schauen Sie optimistisch in 
die Zukunft für Sachsen? 

Stanislaw Tillich: Eindeutig: 

ja! Für mich liegen die größ-
ten Chancen in der Leiden-
schaft der Sächsinnen und 
Sachsen, mit der Sie Her-
ausforderungen anpacken. 
Früher wurde Sachsen mit 
Erz reich, das mühsam ge-
wonnen werden musste. 
Heute heißt unser Rohstoff 
Wissen. Dass die Sachsen 
pfiffig sind, ist ja nicht erst 
seit gestern bekannt. Wir 
haben Schüler, die im welt-
weiten Wettbewerb gut 
mithalten. In unserem 
sächsischen Bildungssys-
tem legen wir die Grundla-
gen dafür, dass jeder seine 
Chancen optimal nutzen 
und sein Potenzial aus-
schöpfen kann. 

Durch eine enge Verzah-
nung der Bildungseinrich-
tungen mit sächsischen 
Unternehmen erreichen wir 
eine starke Wertschöp-
fungskette in unsere Wirt-
schaft hinein. Beispielswei-
se  erfinden Sächsische 
Tüftler gerade das Auto 
neu. In Kamenz werden die 
Energiespeicher für die 
Mobilität von morgen her-
gestellt. Das sichert Ar-
beitsplätze und schafft 
neue Jobs für die Men-
schen in unserem Land. 

Onlineredaktion: Vielen 
Dank für das Gespräch 

 

Stanislaw Tillich 

Ministerpräsident 
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DIE CDU IN SACHSEN "Es geht um Sachsen!"  

gelingen, auch künftig das 
Vertrauen der Menschen in 
Sachsen zu gewinnen. 

„Sachsen soll ein Land zum 
Herkommen und Bleiben 
sein. Forschung und Inno-
vation, Bildung und Kreati-
vität – das schafft ein an-
ziehendes Klima. Wir sind 
in der Bildung schon sehr 
gut. Wir wollen aber noch 
besser werden. Dazu wer-
den wir die Zusammenar-
beit von Wissenschaft, 
Schulen und Unternehmen 
weiter ausbauen. Mit dem 
beitragsfreien Vorschuljahr 
und dem Ausbau des Ganz-
tagsangebotes stärken wir 
unser Bildungssystem. Mit 

Ministerpräsident Stanis-
law Tillich stimmt Sächsi-
sche Union auf Superwahl-
jahr ein  

Sächsische Union stellt 
Landeslisten für Europa-, 
Bundes- und Landtagswah-
len auf  

200 Delegierte der Sächsi-
schen Union haben am 17. 
Januar 2009 die Listen für 
die Europa-, Bundes- und 
Landtagswahlen aufge-
stellt. Mit fast 99% der 
Stimmen wurde Minister-
präsident Stanislaw Tillich 
zum Spitzenkandidat für 
die Landtagswahl am 30. 
August 2009 gewählt. Der 

Fraktionsvorsitzende Stef-
fen Flath und Sozialministe-
rin Christine Clauß wurden 
mit großer Mehrheit auf die 
Plätze 2 und 3 gewählt. Die 
Landesliste zur Europawahl 
führt der ehemalige Staats-
kanzleichef und Europami-
nister Hermann Winkler 
aus Grimma an. Bundesmi-
nister Thomas de Maiziere 
ist Spitzenkandidat auf der 
Bundestagsliste.  

„Unser Ziel ist ein starkes 
Sachsen! Ein starkes Sach-
sen gibt es nur mit einer 
starken Union “sagte Til-
lich. Nur mit einem enga-
gierten Einsatz aller Mitglie-
der werde es der Partei 

der Unterstützung von 
Sportschulen und Vereinen 
bereichern wir das Mitein-
ander in Sachsen“, gab 
Tillich die inhaltliche Rich-
tung des Wahlkampfes vor. 
Themen des Ministerpräsi-
denten sind Arbeit, Bildung 
und Solidarität. 

Stanislaw Tillich dankte 
allen Vertretern der Fraktio-
nen für die Arbeit in den 
letzten Jahren. Seinen be-
sonderen Dank richtete er 
an die Abgeordneten, die 
nicht wieder kandidieren 
werden. „Sie alle haben zu 
einem gelungenen Genera-
tionswechsel beigetragen.“ 

Impressionen von der Landesvertreterversammlung 

Mit 99% gewählt - Stanislaw Tillich 
führt die Landtagsliste der Sächsischen 

Union an 

Heimat in Sachsen - Die Sächsische Uni-
on bleibt die Sachsenpartei  

Engagiert für Sachsen - Landesvertreterver-
sammlung  

"Wir machen Sachsen stark!" - Plakat auf 
der Landesvertreterversammlung  
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Der Zwickauer CDU -
Bundestagsangeordnete, 
Dr. Michael Luther, wirbt 
für die Einrichtung eines 
Lutherweges, der die Wir-
kungsstätten des Reforma-
tors, Dr. Martin Luther, im 
Freistaat Sachsen verbin-
det. 

„Anlässlich des 500. Jah-
restages der Reformation 
im Jahr 2017 unterstütze 
ich die Bestrebungen in 
Sachsen reformationsge-
schichtlich bedeutsame 
Orte durch einen Lutherweg 
zu verbinden, und diesen 
Weg an die bereits beste-
henden Pilgerwege in Thü-
ringen und Sachsen-Anhalt 
anzuschließen“, so Luther. 
„Dabei werde ich mich be-
sonders dafür einsetzen, 

dass der sächsische Lu-
therweg auch durch Zwi-
ckau führt. Im Jahre 1522 
hielt sich Luther mehrere 
Wochen in Zwickau auf, 
hielt dort Predigten und 
konnte schließlich in einer 
geistigen Auseinanderset-
zung einen Stimmungsum-
schwung zu seinen Guns-
ten erreichen.“ 

Der Bundestagsabgeordne-
te Dr. Luther will sich beim 
Kuratorium – welches für 
die Vorbereitungen der Akti-
vitäten um den Reformator 
Dr. Luther verantwortlich ist 
– für seine Ziele einsetzen. 
Er betont zudem, dass der 
touristische Aspekt für Zwi-
ckau nicht zu unterschät-
zen ist. 

Dr. M. Luther 

Der Reformator 

Dr. M. Luther wirbt für Dr. M. Luther 

Dr. M. Luther 

Der Bundestags-
abgeordnete 

- Bundesweiter Vorlesetag - 

Bundestagsabgeordneter Michael Luther liest im „Regenbogenland“ in 
Mülsen St. Niclas 

D e r  C D U -
Bundestagsabgeordnete 
der Region, Dr. Michael 
Luther, nahm am bundes-
weiten Vorlesetag der Stif-
tung Lesen und der Wo-
chenzeitung DIE ZEIT teil. 
Er besuchte in diesem Zu-
sammenhang die KITA 
„Regenbogenland“ in Mül-
sen St. Niclas. „Ich habe 
sehr gern an dieser Aktion 
teilgenommen und einen 
Kindergarten in meinem 
Wahlkreis besucht, denn 
vorlesen ist fundamental 
wichtig für die Entwicklung 
von Sprach- und Lesekom-
petenz. Für mich ist der 
Vorlesetag ein Beitrag zur 
Stärkung des Bildungs-
standortes Deutschland“, 
so Dr. Michal Luther.  

Die circa 15 Knirpse 
lauschten gespannt den 
Worten des Bundestagsab-
geordneten. Er las ihnen 
die Geschichte vom „Hirsch 
Heinrich“ vor, welche die 

Kinder in ihren Bann zog. 
Das bunt illustrierte Buch, 
überreichte Dr. Luther zum 
Abschluss den Kindern, 
damit Sie noch viel Freude 
mit der Geschichte vom 
„Hirsch Heinrich“ haben. 

Dr. Michael Luther beim Vorlesen 



Dr. Michael Luther erreichen Sie… 

… im Wahlkreis: Hauptstraße 28   

  08056 Zwickau      

  Tel.: (0375) 29 17 79    

  Fax: (0375) 29 45 67     

  E-Mail: michael.luther@wk.bundestag.de   
   

… in Berlin: Paul-Löbe-Haus, Raum 6.345 

  Platz der Republik 1  

  11011 Berlin     

  Tel.: (030) 227 – 7 70 92    

  Fax: (030) 227 – 7 61 16 

  E-Mail: michael.luther@bundestag.de 
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Kreisgeschäftsstelle 
Hauptstraße 28/30 
08056 Zwickau 

Telefon: 0375-282710 
Fax: 0375-294567 
E-Mail: CDU-Zwickau@arcor.de 
 

POLITIK AKTUELL ist ein Informationsbrief von Dr. Michael Luther (V.i.S.d.P.).  

Er ist Mitglied des Deutschen Bundestages und Vorsitzender des CDU-
Kreisverbandes Zwickau. 

Haben Sie Fragen und Anregungen? Zögern Sie nicht, mit Dr. Luther in Kontakt zu 
treten! Er freut sich auf Ihre E-Mail unter michael.luther@bundestag.de. 

Impressum 

CDU im Netz 

www.michael-luther.de 

www.cdu-zwickau-werdau.de 

ZU GUTER LETZT 

Termine  Februar 2009 

02.02.09 Denkfabrik Sachsen - Offenes Forum für 
Zukunftsfragen; Uhrzeit: 17.30 Uhr; Ort: 
Dresden; zu Gast ist Friedrich Merz 

09.02.09 Senioren Union Klausurtagung des Landes-
vorstandes mit den Kreisvorsitzenden; 
Ort:Dresden 

 

26.02.09 nächste Bürgersprechstunde von  
Dr. Michael Luther im Wahlkreisbüro, 
Hauptstr. 28 in     Zwickau; Zeit: 15.00 bis 
17.00 Uhr  

27.02.09 nächste Kreisvorstandssitzung  
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Ab September 2009 beginnt in der EU stufenweise  
das Verbot von Glühbirnen. Wie die Glauchauer   
Zeitung in ihrer Ausgabe vom 20.01.2009 berichtete, steht das 
Ballhaus „Neue Welt“ in Zwickau damit vor einer besonderen Her-
ausforderung, denn für die denkmalgeschützten Glühbirnen der 
Kronleuchter gibt es bisher keine energiesparende Alternative.   

Berlin/ Zwickau 28.01.2009 – Der Zwickauer Bundestagsabgeord-
nete Michael Luther hat das Problem sofort aufgegriffen. In einem 
Schreiben wandte er sich an Bundesumweltminister Gabriel sowie 
an Bundeswirtschaftsminister Glos, um auf die Problematik auf-
merksam zu machen.  „Ich begrüße die stufenweise Umstellung auf 
Energiesparlampen, jedoch sind bis September noch einige Hürden 
zu nehmen. Niemand darf durch die Unstellung benachteiligt wer-
den, allerdings scheint sich in diesem Fall ein deutliches Problem 
abzuzeichnen.“ Sowohl der Umwelt- als auch der Wirtschaftsminis-
ter sind nun gefragt, wie man in diesen Fällen verfahren wird, um 


